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ANFRAGE

 

des Abgeordneten Pirklhuber, Freundinnen und Freunde

 

an die Bundesministerin für Justiz

 

betreffend Sicherung der Rechtsschutzberatung von Kinderschutzzentren wie WIGWAM in Steyr/OÖ

Seit 2003 betreut das Kinderschutzzentrum WIGWAM Kinder und Jugendliche, die Opfer von (sexueller) Gewalt wurden im Rahmen von Prozessbegleitung im Strafverfahren. Die psychosoziale Prozessbegleitung umfasst die Vorbereitung der Betroffenen auf das Verfahren und die Beratung der Familie im Umgang mit damit verbundenen emotionalen Belastungen sowie die Begleitung zu Vernehmungen im Vor- und Hauptverfahren. Die juristische Prozessbegleitung umfasst die rechtliche Beratung und Vertretung durch einen Rechtsanwalt.
Die Finanzierung basiert auf Förderverträgen, die jährlich mit dem BMJ abgeschlossen werden. Der geschätzte Förderbetrag muss im voraus angegeben werden. Die detaillierten fallbezogen dokumentierten Leistungen werden vierteljährlich vorgelegt und auf  Basis festgelegter Stundentarife abgegolten. 
Mit der am 1.1.2008 in Kraft getretenen Fassung des Strafprozessreformgesetzes wurde  Prozessbegleitung im Strafverfahren als Rechtsanspruch der Opfer verankert.
Die unterfertigten Abgeordneten stellen daher folgende
ANFRAGE:
1)   Ist die aktuelle Tätigkeit der Rechtsschutzberatung des Vereins Wigwam in Steyr für das Jahr 2009 finanziell ausreichend gesichert? Wenn nein, womit begründen Sie dies?
Zu 1:
Das Bundesministerium für Justiz gewährt dem Kinderschutzzentrum WIGWAM nur eine Projektförderung für die Durchführung psychosozialer und juristischer Prozessbegleitungen und kann daher die finanzielle Situation des Vereins insgesamt nicht beurteilen. Mit Förderungsvertrag vom 17. Dezember 2008 wurde für den Zeitraum vom 1. Oktober 2008 bis 30. September 2009 für die Durchführung psychosozialer und juristischer Prozessbegleitung eine Förderung in der Höhe von 25.000 Euro gewährt. Auf Grund eines Ansuchens vom 5. Mai 2009 hat das Bundesministerium für Justiz in Aussicht genommen, dem Kinderschutzzentrum WIGWAM eine Nachtragsförderung zu gewähren, deren Höhe im Hinblick auf die beschränkten budgetären Mittel und nach einem hochgerechneten Bedarf sämtlicher Opferhilfeeinrichtungen zu bemessen ist.
 
2)   Wie sieht die Finanzierung für diese Tätigkeiten für das Jahr 2010 aus?
Zu 2:
Für das Jahr 2010 steht dem Bundesministerium für Justiz – wie im Jahr 2009 – laut Bundesvoranschlag für die Opferhilfe ein Betrag von fünf Millionen Euro zur Verfügung. An welche Einrichtungen und in welcher Höhe Förderungen für die Gewährung von Prozessbegleitungen für den Förderungszeitraum vom 1. Oktober 2009 bis 30. September 2010 gewährt werden, steht derzeit noch nicht fest.
 
3)   Wie viele Kinderschutzzentren mit ähnlichen Aufgabenbereichen werden in Oberösterreich derzeit unterstützt?
Zu 3:
In Oberösterreich werden neben dem Kinderschutzzentrum WIGWAM noch das Kinderschutzzentrum Linz, das Kinderschutzzentrum TANDEM sowie das Kinderschutzzentrum Innviertel für die Durchführung psychosozialer und juristischer Prozessbegleitung vom Bundesministerium für Justiz gefördert.
 
4)   Welche weiteren Projekte und Aktivitäten planen Sie in diesem sensiblen Bereich?
Zu 4:
Das Bundesministerium für Justiz fördert das derzeit beim Weißen Ring angesiedelte Kompetenzzentrum Opferhilfe. Dieses soll einerseits als zentrale Anlaufstelle für Opfer von Straftaten fungieren. Andererseits soll es die Funktion einer zentralen Koordinationsstelle und Vernetzungsdrehscheibe für die im Bereich der Opferhilfe und des Opferschutzes tätigen Behörden, Organisationen und Personen, vor allem im Sinne einer Informationssammlung und eines Erfahrungsaustausches, wahrnehmen. Das Kompetenzzentrum Opferhilfe betreibt auch den Opfer-Notruf 0800 112 112, der rund um die Uhr zur Verfügung steht und neben der Erstberatung auch die Vermittlung von Krisenintervention und rascher praktischer Hilfestellung bietet. Darüber hinaus werden im Sinne einer Clearingfunktion anrufende Opfer an die im Einzelfall richtige und kompetente Opferhilfeeinrichtung weiter verwiesen.
Darüber hinaus hat das Bundesministerium für Justiz bei allen in Strafsachen tätigen Gerichtshöfen erster Instanz „Runde Tische Prozessbegleitung“ eingerichtet, die mindestens einmal jährlich stattfinden sollen. Diese „Runden Tische“ sollen die Effizienz der Opferbetreuung durch Vernetzung aller beruflich mit Opfern von Straftaten konfrontierten Personen und Stellen einer Region steigern und einem multiprofessionellen Austausch in der Opferarbeit dienen. Langfristig sollen die „Runden Tische Prozessbegleitung“ vor allem zur Erörterung aktuell auftretender Themen und Problemstellungen im Bereich der Opferarbeit, zum Aufzeigen von Lösungsmöglichkeiten sowie zum Erfahrungsaustausch genützt werden. 
. September 2009
 
(Mag. Claudia Bandion-Ortner)
